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Probenahme 

§ 36. (1) Die Aufsichtsorgane können Proben von Waren einschließlich ihrer Werbemittel, Etiketten 
und Verpackungen entnehmen. 

(2) Die entnommene Probe ist, soweit dies ihrer Natur nach möglich ist und dadurch nicht ihre 
einwandfreie Beurteilung bei der Untersuchung und Begutachtung vereitelt wird oder im Folgenden nicht 
anderes bestimmt ist, in drei annähernd gleiche Teile zu teilen; hernach ist jeder Teil zweckentsprechend 
zu verpacken und zu versiegeln. Ein Teil der Probe wird als amtliche Probe der Untersuchung und 
Begutachtung zugeführt. Die restlichen Teile sind im Unternehmen als Gegenproben zurückzulassen. Der 
Unternehmer ist berechtigt, im Beisein des Aufsichtsorgans auf jeder Verpackung der Teile Angaben über 
das Unternehmen (Firmenstempel u. dgl.) anzubringen. Er ist über Lagerfrist und -bedingungen im Sinne 
des Abs. 8 zu informieren. 

(3) Ist eine Teilung der entnommenen Probe ihrer Natur nach nicht möglich, so ist die Probe ohne 
vorherige Teilung als amtliche Probe der Untersuchung zuzuführen. Sind noch augenscheinlich gleiche 
Einheiten der Ware vorhanden, so ist eine ausreichende Zahl der Einheiten zu entnehmen und dem 
Unternehmer amtlich verschlossen als Gegenproben zurückzulassen. 

(4) Erfolgt die Probenziehung beim Hersteller, ist abweichend von Abs. 2 die Probe in eine amtliche 
Probe und eine Gegenprobe zu teilen. 

(5) Abweichend von Abs. 2 wird bei Probenahme zum alleinigen Zweck der Untersuchungen auf 
Kontaminanten gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 315/93 oder auf das Vorhandensein von Spuren 
genetisch veränderter Lebensmittel gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 nur eine Probe amtlich 
entnommen. Aus dem Homogenisat dieser Probe sind durch die für die Untersuchung der Probe 
beauftragte Einrichtung der Agentur oder die für die Untersuchung der Probe beauftragte 
Untersuchungsanstalt der Länder die amtliche Probe und die Gegenproben zu entnehmen sowie die 
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Gegenproben zu versiegeln. Abs. 3 und 4 gelten sinngemäß. Gegenproben sind von den genannten Stellen 
in geeigneter Weise bis zu einer gemäß Abs. 8 zu setzenden Frist aufzubewahren. Abs. 7 gilt sinngemäß. 
Ebenso ist bei den stichprobenweisen Untersuchungen von lebenden Tieren, Fleisch sowie Erzeugnissen 
der Aquakultur auf Rückstände gemäß § 56 nur eine Probe zu entnehmen. Von dieser Probe ist, soweit es 
technisch möglich ist, ein Teil durch die für die Untersuchung der Probe beauftragte Agentur oder die für 
die Untersuchung der Probe beauftragte Untersuchungsanstalt der Länder aufzubewahren. 

(6) Die Aufsichtsorgane haben den Hersteller, sofern er eine Zustelladresse in Österreich hat, oder 
wenn dies nicht der Fall ist, den Importeur oder Vertreiber in Österreich, über die Tatsache der 
Probenziehung und den Aufbewahrungsort der Gegenprobe unverzüglich schriftlich zu informieren. Ist 
eine Aufbewahrung der Gegenprobe auf Grund der Beschaffenheit der Ware nicht möglich, so ist dies 
dem Hersteller oder Importeur oder Vertreiber zeitgleich mitzuteilen. 

(7) Der Unternehmer, bei dem die Gegenprobe für den Hersteller zurückgelassen wurde, hat die 
Probe gemäß den Bedingungen des Abs. 8 aufzubewahren und sie auf Verlangen des Herstellers und auf 
dessen Kosten und Gefahr einer Untersuchung zuzuleiten. 

(8) Der Bundesminister für Gesundheit hat auf Grund eines Vorschlages der Agentur Richtlinien für 
Fristen und Lagerbedingungen für die Aufbewahrung der Gegenproben für den Hersteller nach Anhörung 
der Codexkommission zu erlassen. 

(9) Die entnommene amtliche Probe ist der örtlich zuständigen Einrichtung der Agentur oder der 
örtlich zuständigen Untersuchungsanstalt der Länder zwecks Untersuchung gemäß § 68 Abs. 1 zu 
übermitteln. 

(10) Für die entnommene amtliche Probe ist auf Verlangen des Unternehmers eine Entschädigung 
vom Bund zu leisten, sofern der Wert der Probe 150 € – bezogen auf den Einstandspreis der Ware – 
übersteigt. Die Entschädigung entfällt, wenn auf Grund dieser Probe entweder eine bestimmte Person 
bestraft, verurteilt oder auf den Verfall der betreffenden Ware erkannt worden ist. Für Gegenproben ist 
keine Entschädigung zu leisten. 

(11) Der jeweils über die betreffende Gegenprobe verfügungsberechtigte Unternehmer kann auf die 
Entnahme der ihm zustehenden Gegenprobe verzichten. 

(12) Anlässlich der Probenziehung ist vom Aufsichtsorgan ein Begleitschreiben anzufertigen, 
welches der amtlichen Probe beizulegen oder elektronisch zu übermitteln ist. Den Gegenproben ist je eine 
Kopie oder ein Ausdruck des Begleitschreibens beizulegen. Das Begleitschreiben darf dem Unternehmer 
auch elektronisch übermittelt werden. Die nähere Ausgestaltung des Probenbegleitschreibens ist vom 
Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz mit Erlass festzulegen. Im 
Probenbegleitschreiben werden als personenbezogene Daten Name und Anschrift des 
Lebensmittelunternehmers sowie gegebenenfalls der Name der bei der Probeziehung anwesenden 
Personen im Lebensmittelunternehmen angeführt. 

(13) Der Bundesminister für Gesundheit kann, wenn das im Interesse einer wirksamen und 
zweckmäßigen Kontrolle geboten ist, mit Verordnung hiefür besonders geschulten Aufsichtsorganen 
bestimmte Vorprüfungen und einfache Untersuchungen, deren Durchführung an Ort und Stelle möglich 
ist, auftragen. 
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